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Text 

Einholung von Stellungnahmen 

§ 2. (1) Der Bundesminister für Inneres hat eine Abschrift des begründeten Antrages des Fremden auf 
Verleihung der Staatsbürgerschaft samt den dazugehörigen Nachweisen zur Beurteilung, ob die Verleihung der 
Staatsbürgerschaft wegen der vom Fremden bereits erbrachten und von ihm noch zu erwartenden 
außerordentlichen Leistungen im besonderen Interesse der Republik liegt, an den zuständigen Bundesminister 
oder gegebenenfalls an die zuständigen Bundesminister weiterzuleiten. 

(2) Ergibt sich aus dem Verwaltungsakt eine Zuständigkeit des Bundesministers für Inneres, so hat dieser 
die Beurteilung gemäß Abs. 1 selbst vorzunehmen. 

(3) Verfügt ein Fremder, der einen Antrag auf Verleihung der Staatsbürgerschaft gemäß § 10 Abs. 6 StbG 
gestellt hat, über keinen Hauptwohnsitz in Österreich, so sind die Aktenteile gemäß Abs. 1 durch das 
Bundesministerium für Inneres auch an den Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres zur Beurteilung 
gemäß Abs. 1 weiterzuleiten. 

(4) Die mit der Beurteilung befassten Bundesminister haben für den jeweiligen Einzelfall eine begründete 
Stellungnahme zu verfassen und diese dem Bundesminister für Inneres zu übermitteln. Die Stellungnahme hat 
die wesentlichen Gründe der Beurteilung darzulegen, insbesondere im Hinblick auf die vorgenommene Wertung 
der bereits vom Fremden erbrachten und noch zu erwartenden außerordentlichen Leistungen und die Gründe, 
weshalb eine Verleihung der Staatsbürgerschaft im besonderen Interesse der Republik liegt. Des Weiteren muss 
aus der Stellungnahme ersichtlich sein, ob der jeweilige Bundesminister die Verleihung der Staatsbürgerschaft 
an den Fremden befürwortet oder nicht. Besteht weiterer Abklärungsbedarf kann der Bundesminister für Inneres 
den bereits befassten Bundesminister neuerlich oder einen weiteren Bundesminister befassen. 

(5) Die mit der Beurteilung befassten Bundesminister können zur Meinungsbildung zu jedem Einzelfall 
auch fachliche Expertisen von Sachverständigen im jeweiligen Themenfeld einholen. 


